
die ihm obliegende Pflicht zur Meidung übermäßigen 
Alkohoigenusses verletzt. Generell seien aber für die 
Beurteilung des Grades der Schuld alle jnit der Herbei­
führung des Rauschzustandes in Zusammenhang ste­
henden schuldmindemden und schulderschwerenden 
Umstände zu bewerten. Als schuldmindernde Umstände 
seien in der Rechtsprechung im Bezirk Suhl berück­
sichtigt worden: ,
— der gelegentliche, sich aus einem besonderen Anlaß 

ergebende Alkoholgenuß;
— die Unkenntnis, insbesondere Jugendlicher, über die 

Auswirkungen des Alkohols;
— die Erstmaligkeit eines Rauschzustandes bei dem 

Täter;
— der krasse Widerspruch zwischen der unter Alkohol­

einfluß begangenen Straftat und dem sonstigen Ver­
halten des Täters;

— die Motive, die auf einer nichtverschuldeten Kon­
fliktlage beruhen.

Schulderschwerend werde dagegen beurteilt:
— die wiederholte und hartnäckige Mißachtung der 

gesellschaftlichen Anforderungen durch häufigen 
Alkoholmißbrauch;

— das ständige Sich-Hinwegsetzen über erzieherische 
Einwirkungen staatlicher oder gesellschaftlicher 
Organe;

— die Kenntnis über die Neigung zu unberechenbarem 
Verhalten oder sogar zur Begehung von Straftaten;

— die wiederholte Begehung von Straftaten unter 
Alkoholeinfluß.

Daß die Anforderungen an die Feststellung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit bei Alkoholstraftätem

nicht geringer sind als bei anderen Tätern, ergab sich 
aus den Ausführungen von Richterin B ö h m  (Ober­
stes Gericht). Sie befaßte sich besonders mit der Rolle 
des sog. natürlichen Verhaltensentschlusses als Mög­
lichkeit der Ausführung zielgerichteter Willenshand­
lungen bei der Feststellung des verletzten Tatbestan­
des./!)/
Da es zu dem in der Rechtsprechung geprägten Begriff 
des natürlichen Verhaltensentschlusses noch zahl­
reiche ungeklärte Probleme gibt, schlug L e k s c h a s  
vor, diese Fragen in einer gemeinsamen Arbeitsgruppe 
von Wissenschaftlern und Praktikern zu klären. Diesen 
Vorschlag unterstützte Präsident Dr. T o e p l i t z  in 
seinem Schlußwort, in dem er die Diskussion im Ple­
num als einen interessanten und nützlichen Erfahrungs­
austausch bezeichnete.
Abschließend bestätigte das Plenum den Bericht des 
Präsidiums zu Problemen der strafrechtlichen Schuld 
als Arbeitsgrundlage.
Zum zweiten Tagesordnungspunkt der Plenartagung trug 
Oberrichter Dr. S t r a s b e r g  (Mitglied des Präsidiums 
des Obersten Gerichts und Vorsitzender des Kollegiums 
für Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen) den Be­
richt des Präsidiums des Obersten Gerichts über die 
weitere Förderung der Neuererbewegung und die Siche­
rung der Rechte der Neuerer in cl • Tätigkeit der Ge­
richte vor./10/ Auch diesem Bericht .stimmte das Plenum 
des Obersten Gerichts zu. Du.

/9/ Der Beitrag von Böhm ist in diesem Heft veröffentlicht. 
,10/ Dieser Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts ist 
in NJ 1973 S. 238 ff. veröffentlicht.

Rechtsprechung
Strafrecht

§§ 122, 121 StGB.
1. Mehrfache Tatbegehung i. S. von § 122 Abs. 3 Ziff. 3 
StGB liegt vor, wenn der Täter nach vollendeter Ver­
gewaltigung den Entschluß faßt, mit dem gleichen Opfer 
Mundverkehr durchzuführen, und diesen durch Drohung 
oder Gewalt erzwingt.
2. Die verschiedenen Alternativen der Tatbestände der 
§§ 121, 122 StGB erfassen zwar unterschiedliche Be­
gehungsweisen, jedoch gibt es zwischen den Alter­
nativen selbst keine Rangfolge in der Wertigkeit.
OG, Urt. vom 19. Oktober 1972 - 3 Zst 33/72.

Der Angeklagte begegnete am Abend des 2. Februar 
1972 auf dem Gelände der Nervenklinik der Hilfsschwe­
ster P., die sich auf dem Heimweg befand. Dabei kam 
er auf den Gedanken, mit ihr geschlechtlich zu ver­
kehren.
Nachdem sie dieses Ansinnen zurückgewiesen hatte, 
brachte er sie unter Anwendung körperlicher Gewalt 
und durch Drohung in eine verfallene unterirdische 
Garage. Dort zwang er sie mit der Drohung, er werde 
sie umbringen, wenn sie nicht mache, was er von ihr 
fordere, zur Duldung des Geschlechtsverkehrs. Nach 
dem Geschlechtsverkehr zwang er die Geschädigte durch 
erneute Bedrohung des Lebens zum Mund verkehr.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreisge­
richt den Angeklagten wegen Verbrechens der Verge­
waltigung in Tateinheit mit Nötigung zu sexuellen 
Handlungen und Bedrohung gemäß §§ 121 Abs. 1, 122 
Abs. 1, 130, 63 Abs. 2 StGB.
Auf die Berufung änderte das Bezirksgericht dieses Ur­
teil im Schuld- und Strafausspruch ab und verurteilte 
den Angeklagten wegen Verbrechens der Vergewaltigung 
gemäß § 121 Abs. 1 StGB und wegen Vergehens der Nö­

tigung zu sexuellen Handlungen gemäß § 122 Abs. 1 
StGB i. V. m. §§ 63, 64 StGB. .
Der Generalstaatsanwalt der DDR hat die Kassation 
des Urteils des Bezirksgerichts zuungunsten des Ange­
klagten beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Instanzgerichte haben den Sachverhalt umfassend 
aufgeklärt und richtig festgestellt; von ihm ist daher 
auszugehen.
In seiner Entscheidung ist das Bezirksgericht zunächst 
richtig davon ausgegangen, daß die im Zusammenhang 
mit der Vergewaltigung und der Nötigung zu sexuellen 
Handlungen durch das Kreisgericht erfolgte tateinheit­
liche Verurteilung wegen Bedrohung gemäß § 130 StGB 
fehlerhaft war, weil diese das tatbestandsmäßige Mittel 
zur Verwirklichung der Straftaten gemäß §§ 121, 122 
StGB darstellte. Die insoweit vorgenommene Ab­
änderung des erstinstanzlichen Schuldausspruchs ist 
auch ausreichend begründet.
Zuzustimmen ist auch der Feststellung des Bezirks­
gerichts, daß im vorliegenden Fall hinsichtlich der Ver­
letzung der Tatbestände der §§ 121 und 122 StGB ent­
gegen der Auffassung des Kreisgerichts nicht Tateinheit, 
sondern Tatmehrheit vorliege. Allerdings ist die im 
Urteil enthaltene Begründung ergänzungsbedürftig.
Die zweifelsfreie Beantwortung der Frage, ob der Täter 
eine nach vollendeter Vergewaltigung erzwungene 
sexuelle Handlung als selbständige Straftat gemäß 
§ 122 Abs. 1 StGB begangen hat, muß stets nach den 
festgestellten objektiven und subjektiven Umständen 
der Tat beurteilt werden. Deshalb ist die im Urteil des 
Bezirksgerichts vertretene — über den zu entscheiden­
den Sachverhalt hinausgehende — Auffassung, daß 
sexuelle Handlungen, wenn sie nach vollendeter Ver­
gewaltigung erzwungen werden, als selbständige Straf-
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